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Verordnung
zur Änderung der Vierten Durchführungsverordnung 

zum Vertragsgesetz 
— Wirtschaftsverträge zur Sicherung des Exports 

und des Imports —

vom 28. August 1975

Zur Änderung der Vierten Durchführungsverordnung vom
16. Mai 1973 zum Vertragsgesetz Wirtschaftsverträge zur 
Sicherung des Exports und des Imports — (GBl. I Nr. 29
S. 277) wird folgendes verordnet:

§ 1
§ 24 Abs. 1 Satz 4 wird gestrichen.

§2
§ 32 erhält folgende Fassung:

„(1) Bei Verletzung der im § 17 vorgesehenen oder der 
vereinbarten Fristen sind, ausgehend vom Wert des Lei­
stungsgegenstandes oder des betroffenen Teiles, Vertrags­
strafen in Höhe von 0,5 % je angefangener Dekade des ein­
getretenen Verzuges, höchstens jedoch 10 000 M zu zahlen.

(2) In langfristigen Wirtschaftsverträgen oder im Export­
kommissionsvertrag können höhere_ Vertragsstrafen fest­
gelegt werden.“

§3
§ 40 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Soweit keine von der DDR anerkannten internatio­
nalen Lieferbedingungen oder abgeschlossenen völkerrecht­
lichen Verträge bestehen, regeln sich Vertragsstrafen- und 
Sehadenersatzforderungen nach den im Vertragsgesetz ent­
haltenen und den zu seiner Durchführung erlassenen Be­
stimmungen.“

§4
§ 62 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Exportbetriebe, die ein einheitliches Betriebs­
ergebnis bilden, sind verpflichtet, an die Außenhandels­
betriebe eine Exportsanktion zu zahlen, wenn sie die Lei­
stungspflichten aus den Exportverträgen nicht termingerecht

oder nicht qualitätsgerecht erfüllen. Die Außenhandels­
betriebe sind zur Berechnung und erforderlichenfalls zur 
Geltendmachung der Exportsanktionen verpflichtet. Im 
Falle einer vom Exportbetrieb verursachten Änderung des 
Exportvertrages kann sich der Außenhandelsbetrieb die 
Berechnung der Exportsanktion Vorbehalten, die bei Auf­
rechterhaltung des Exportvertrages entstehen würde.

(2) Für die Höhe der Exportsanktionen gelten die §§ 2 
und 3 der Ersten Durchführungsverordnung vom 25. Februar 
1965 zum Vertragsgesetz — Vertragsstrafen und Preissank­
tionen — (GBl. II Nr. 34 S. 249). Eine gezahlte Exportsank­
tion ist auf einen gemäß § 31 Abs. 2 zu zahlenden Schaden­
ersatz anzurechnen.
. (3) Die Exportsanktionen sind durch die Außenhandels­

betriebe nach Abzug der an Partner außerhalb der DDR ge­
zahlten Sanktionen zu 75% an den Staatshaushalt abzu­
führen.“

§5
§ 63 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Staatliche Vertragsgericht kann Außenhandels­
betriebe zur Zahlung einer Wirtschaftssanktion verpflich­
ten, wenn sie
1. die Marktbearbeitung ungenügend organisieren und 

durchführen;
2. Export- oder Importverträge abschließen, durch die 

volkswirtschaftliche Interessen verletzt werden;
3. Pflichten bei der Organisierung des Kundendienstes 

gröblich verletzen oder
4. andere Pflichten bei der Vorbereitung oder Durchfüh­

rung des Exports, insbesondere beim Abschluß und bei 
der Erfüllung von Exportverträgen, gröblich oder wie­
derholt verletzen.

(2) Schadenersatzansprüche der Exportbetriebe wegen 
Verletzungen der Exportkommissions- oder Ausfuhrverträge 
werden durch die Verpflichtung eines Außenhandelsbetrie­
bes zur Zahlung einer Wirtschaftssanktion nicht berührt.

(3) Die Wirtschaftssanktion kann bis zur Höhe von 
100 000 M verhängt werden. Sie ist zugunsten des Staats­
haushaltes zu zahlen. Das Staatliche Vertragsgericht kann 
festlegen, daß sie bis zu 50% an den Export- bzw. Import- 
betrieb gezahlt wird, der die Pflichtverletzung aufdeckt 
oder an der Aufdeckung mitwirkt.“


